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Deutschland – aber normal? 
Zur Programmatik der AfD Sachsen Anhalt    Stand: 17.08.2026 

von Wilfried Gaum, Mitglied im Vorstand des Forum für Politik und Kultur e.V. 

Redemanuskript zum Vortrag in Barsinghausen 

In der Kulturfabrik Krawatte am 17.08.2026 

für "Basche ist bunt" (https://www.barsinghausen-ist-bunt.de/)  

------------------------------------------------------------------ 

1. Begrüßung 

Liebe Freundinnen und Freunde der Demokratie, 

wir sprechen heute über ein Programm, das darauf abzielt, ein "normales" Deutschland wiederher-
stellen zu wollen. "Deutschland, aber normal" war die Bundestagswahlparole der AfD 2021. Aber die-
ser Ansatz durchzieht auch das Wahlprogramm der AfD Sachsen-Anhalt 

Ich sage es gleich zu Beginn: Die AfD meint nicht Normalität – sie meint Normierung. Sie meint nicht 
Ordnung – sie meint Unterordnung. Sie verspricht Sicherheit – sie meint aber Abschottung. Sie meint 
nicht Tradition – sie meint Regression. 

Ich kann in diesem Vortrag nicht jede der 138 Seiten analysieren, die das "Regierungsprogramm für 
Sachsen-Anhalt" umfasst. Aber das Gesamtbild dessen, was die AfD als ‚Normalität‘ begreift, ist eine 
neue Gesellschaft der Ausgrenzung, der Abgrenzung, der neuen Härte. 

Genau dieses Gesellschaftsbild analysieren wir heute – wenn auch nur in den großen Linien und 
exemplarisch. Ich fürchte, wir haben hier auch eine Blaupause für das, was auf uns für die Landtags-
wahl in Niedersachsen am 26. September 2027 zukommt. Ich denke, es wird nützlich sein, wenn wir 
uns im Frühjahr dann mit dem Wahlprogramm der AfD auseinandersetzen. 

 

2. Warum wir über Verfassung reden müssen 

Bevor wir über die AfD reden, müssen wir über das reden, was sie angreift: Grundprinzipien unserer 
Verfassungsordnung. 

2.1. Grundgesetz: Die Lehre aus dem 20. Jahrhundert 

Unser Grundgesetz ist die Antwort auf die schlimmsten politischen Katastrophen des letzten Jahrhun-
derts. Es ist die Antwort auf den angeblichen "Vogelschiss", der 1000 Jahre "erfolgreicher deutscher" 
Geschichte nicht beeinträchtigen soll, wie Alexander Gauland formulierte. Es ist die Lehre aus der Er-
fahrung, dass Demokratie, verstanden als reines Mehrheitsprinzip zur Tyrannei dieser Mehrheit, dass 
es Schutzlosigkeit für den Einzelnen und Minderheiten bedeuten kann. 

Und dieser angebliche "Vogelschiss" machte Abwertung, Ausgrenzung und Entrechtung möglich als 
Auftakt zur Vernichtung. Vernichtung von 6 Millionen Juden, über 3 Millionen sowjetischer Kriegsge-
fangener, Wer das nicht sieht, ist nicht traditionsbewusst, sondern geschichtsvergessen! 

Demokratie ist eben keine Zahlenmechanik. Das aber ist die Blaupause jeder autoritären Bewegung. 

2.2. Demokratie ist nicht: Mehrheit macht, was sie will 

Autoritäre Politiker lieben deshalb Volksabstimmungen. So auch die AfD Sachsen-Anhalt. Warum? 
Weil sie Mehrheiten als Waffe gegen Minderheiten benutzen. Die sie mit Hilfe willfähriger Medien 
zusammenmanipulieren. So in der Schweiz, in dem die rechte SVP ein Bauverbot von Minaretten in 
der Bundesverfassung der Schweiz mit Hilfe eines Volksentscheids verankerte. Zum Glück ist die Euro-
päische Menschenrechtskonvention davor. 

Orban, Kaczyński, Erdogan, Trump – das Muster ist bekannt. 

https://www.barsinghausen-ist-bunt.de/
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Das Grundgesetz sagt: Nein. Reine Demokratie wird gebremst, sie ist gebremste Macht des Volkes, 
nicht entfesselte. Deshalb halte ich es für besser, Deutschland als demokratischen Verfassungsstaat zu 
beschreiben, dem es um den Schutz des Einzelnen geht, nicht um die Herrschaft einer numerischen 
Mehrheit, eines Kollektivs. 

2.3. Menschenwürde – der Kern der Verfassungsordnung 

Die wichtigste Lehre aus dem Nationalsozialismus aber heißt: Menschenwürde. Der Mensch ist 
Zweck, nicht Mittel. Er ist nicht Objekt staatlicher Willkür, nicht Material für nationale Projekte. 

Die Menschenwürde meint nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts Schutz vor Er-
niedrigung, Brandmarkung, Verfolgung, Ächtung. Dies gilt für alle Menschen, die auf dem Boden der 
Bundesrepublik leben. 

Die AfD dagegen denkt in Kategorien von „Zugehörigkeit“ und „Nicht Zugehörigkeit“. Das ist das Ge-
genteil von Menschenwürde. Das ist im Kern völkische Ausgrenzung. 

2.4. Staatsangehörigkeit 

Verfassungsrechtlich gibt es nur eines: „Passdeutsche“. Punkt. Diesen Grundsatz, der seit 2000 gelten-
des Recht ist, wird von der AfD nicht anerkannt. 

Die AfD arbeitet mit einem Volksbegriff, der historisch vergiftet ist. Sie spricht vom „deutschen Volk“, 
als sei es ein ethnischer Körper. Das war es auch historisch nie. Bleiben wir doch einmal bei den 
„deutschen Herkünften“. Wer die KI nach der Herkunft des Namens "Chrupalla" fragt, dem wird ange-
boten zu recherchieren, ob dieser Name sorbisch, polnisch oder schlesisch ist. Mit allen AfD-Namen, 
die mit „yk“ oder „czik“ enden, dürfte es sich ähnlich verhalten. 

Der jüdische Journalist Yves Kugelmann schreibt zum Volksbegriff treffend: „Der Volksbegriff trägt 
strukturell eine völkische Logik in sich. Wer vom Volk spricht, beschwört unweigerlich einen Körper, 
der Grenzen zieht – nach innen wie nach außen. Die Demokratie aber kennt keinen solchen Körper. 
Sie kennt Bürgerinnen und Bürger, sie kennt den «Demos», ein politisches Kollektiv, das nicht durch 
Blut oder Kultur definiert wird, sondern durch Verfassung und Recht. Habermas hat es präzise gefasst: 
Das Subjekt der Demokratie ist nicht das Volk, sondern die kommunizierende, streitende, sich ver-
ständigende Bürgerschaft – Zugehörigkeit durch geteilte Verfahren und Werte, nicht durch geteilte 
Abstammung."“ Wir wissen, wohin das führen kann. 

Die AfD greift genau diese Logik wieder auf. 

 

3. Das Sofortprogramm – große Worte, kleine Politik 

Das Sofortprogramm der AfD, das aus den 138 Seiten Regierungsprogramm filtriert ist, beginnt mit 
Weltuntergangsrhetorik: 

„Die Altparteien vernichteten unseren Wohlstand, raubten unsere Freiheit und verfolgten Bürger mit 
der falschen Meinung.“ 

Und dann folgen doch Vorschläge, die sich demgegenüber seltsam kleinteilig darstellen wie: 

• Rundfunkstaatsverträge kündigen, 

• „Ab Minute eins“ abschieben, 

• Feuerwehrführerscheine fördern 

• Asylbewerber zur Arbeit verpflichten, und 

• „Deutsch denken!“ 

Das wird den Untergang Sachsen-Anhalts wohl kaum aufhalten. Das ist keine Regierungspolitik. Das 
ist Stammtischpolitik mit Verwaltungsfloskeln. 
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4. Verfassungswidrig, kompetenzwidrig, realitätsfern 

Ich komme jetzt zum eigentlichen Regierungsprogramm. Ich kann jede der jetzt kritisierten Forderun-
gen detaillierter belegen, aber das würde ich gerne auf die Diskussion verschieben. Das 138-seitige 
Programm enthält Forderungen, die ein Land gar nicht beschließen darf: 

4.1. Bundeskompetenzen 

Beispiele: 

• Grenzschutz an „Außengrenzen“ – Sachsen-Anhalt hat keine. 

• Abschaffung des subsidiären Schutzes für Geflüchtete – Bundeskompetenz und EU-Recht. 

• Entwicklungshilfe koppeln – ausschließlich Bundeskompetenz. 

• Absenkung Strafmündigkeit auf 12 Jahre – Bundesrecht. 

• Schächtverbot – Bundesrecht. 

Das ist, als würde ein Gemeinderat beschließen, die NATO zu reformieren. 

4.2. Verfassungsverstöße 

• Verbot von Muezzinruf und Minaretten – Verstoß gegen Art. 4 GG. 

• Asylrecht zu Gnadenrecht – Verstoß gegen Art. 1 GG und Art. 18 der EU-Grundrechtecharta. 

• Entzug der Staatsangehörigkeit – Verstoß gegen Art. 16 GG. 

Das ist kein Regierungsprogramm. Das deutet einen Umbauplan für eine andere Republik an. 

 

5. Das gesellschaftliche Imaginäre der AfD 

Jede Gesellschaft betreibt die Einrichtung einer Welt ganz bestimmter Bedeutungen – unter Aus-
schluss anderer. 

Die AfD will eine Welt, die so nie existiert hat: 

• ethnisch homogen 

• kulturell geschlossen 

• patriarchal strukturiert 

• nationalromantisch verklärt 

• autoritär geführt. 

Das ist eine einfache Welt, diese Welt gibt Sicherheit, sie weist die Plätze zu, auf denen Menschen 
funktionieren sollen und sie verspricht Schutz – Schutz vor dem, was Wolfgang Schäuble einmal das 
"Rendezvous mit der Globalisierung" genannt hat. 

Aber: Es ist eine Rückwärtsutopie – eine Fantasie, die nur funktioniert, wenn man die Realität igno-
riert. 

5.1. Warum diese Fantasie funktioniert 

Weil sie einfach ist. Weil sie klare Rollen verspricht. Weil sie Komplexität reduziert. Weil sie sagt: „Frü-
her war alles besser.“ 

Aber früher war nicht alles besser. Früher war vieles unsichtbar, unterdrückt, verboten, verschwiegen. 
Und damit hat 1968 und damit hat die Lebensweise, die von rechts gern als "rot-grün" bekämpft wird, 
Schluss gemacht. Und ich bin sicher, dass dies auch im Sinne der Bürgerrevolutionäre war, die im No-
vember 1989 die SED-Diktatur gestürzt haben. Sie wollten Freiheit von Bevormundung und starren 
Ritualen. Dieses Erbe verrät die AfD aber. Sie will wieder einen Sicherheitsstaat. 
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6. Sicherheitspolitik – Der starke Staat, der schwache Bürger 

Die AfD erklärt Sicherheit zum „Hauptzweck des Staates“. Das Grundgesetz sagt aber: unsere republi-
kanischen Verfassungsprinzipien sind Demokratie, Rechtsstaat, Sozialstaat. 

Die AfD sagt: 

• mehr Polizei 

• Bürgerwehren 

• härtere Strafen 

• Wegfall des Heranwachsendenstatus im Jugendstrafrecht 

• Abschaffung des Polizeibeauftragten als Kontrollinstanz. 

Das ist nicht Sicherheit. Das ist Misstrauen als Staatsprinzip. 

Das Bundesverfassungsgericht sagt seit 1973: Resozialisierung vor Vergeltung. 

Die AfD sagt: Vergeltung vor Resozialisierung und Integration. 

 

7. Kulturpolitik – Die Rückkehr des „deutschen Geistes“ 

Die AfD will eine patriotische Kulturpolitik, die sich an Heinrich I., Otto I., Luther, Bismarck und Nietz-
sche orientiert. 

Sie kämpft gegen: 

• „Nationalmasochismus“ 

• „fehlendes Selbstbewusstsein“ 

• „Vergangenheitsbewältigung als Neurose“ 

• das Bauhaus (!) 

Unter Bezugnahme auf Heinrich I, Otto I, Luther, Bismarck und Nietzsche sollen wir wieder ‚deutsch 
denken!‘ lernen. 

Das ist keine Kulturpolitik. Das ist Identitätsgymnastik mit einer historischen Muppetshow, die Ge-
schichte durch Personenkult ersetzt. 

Es ist der Versuch, eine nationale Erzählung zu konstruieren, die mit der Realität nichts zu tun hat. 

 

8. Familienpolitik – Vater, Mutter, Kind und sonst nichts 

Die AfD sieht Familienpolitik als Bevölkerungspolitik. Sie spricht vom „Aussterben des deutschen Vol-
kes“. Sie schützt diese Lebensform nicht um ihrer selbst willen, wie Art. 6 unserer Verfassung es ge-
bietet. 

Gefördert werden soll: 

• Baby Begrüßungsgeld 

• Wohneigentum mit bis zu 300.000 € pro Familie und Tilgungserlass pro Kind 

• „Stolz Pass“ für freien Eintritt in Burgen und Schlösser 

• Leistungen nur für Familien mit deutschem Elternteil 

Gleichzeitig: 

• Kampf gegen „Frühsexualisierung“ 



 

 5 

• Verbot offener Kita Konzepte 

• Abwertung nicht reproduktiver Lebensweisen 

Andere Familienformen werden abgewertet. Die queere Community wird noch schwerere Zeiten ha-
ben. 

Die AfD will nicht Familie schützen – sie will Familien normieren. 

8.1. Warum das gefährlich ist 

Warum ist das alles gefährlich? Weil es Menschen unsichtbar macht. Weil es Lebensrealitäten igno-
riert. Weil es Vielfalt als Bedrohung definiert. 

 

9. Demokratieverständnis – Volkssouveränität als Ausschluss 

Die AfD ruft ständig „Volkssouveränität“. Aber sie meint sie nur für ein ethnisch definiertes Volk. 

Beispiel: 

• Vereine sollen nur gefördert werden, wenn sie neben verfassungstreu zusätzlich „patriotisch“ sind. 

Verfassungstreue lässt sich rechtlich überprüfen, Patriotismus dagegen kaum. 

 

10. Klimapolitik und Klimaschutz 

Die AfD ersetzt Demokratie durch Mehrheitsnationalismus. Wer sich das Regierungsprogramm der 
AfD für Sachsen-Anhalt genauer ansieht, stößt beim Klimaschutz auf eine bemerkenswert radikale 
Position. Die AfD will die bestehende Klimapolitik nicht lediglich korrigieren. 

Sie will sie in wesentlichen Teilen beenden. Schon die Überschriften des Programms machen deutlich: 
die AfD hat keinen wirklichen Begriff davon, was um uns herum und mit uns gerade passiert.  „Hei-
matschutz und Klimaanpassung statt ‚Klimarettung‘“, „Energiewende stoppen“, „Klimarettungsindust-
rie den Geldhahn zudrehen“. Die AfD fordert, den Ausbau der Windenergie zu stoppen, Subventionen 
für erneuerbare Energien zu streichen, den Kohleausstieg aufzuhalten und neue Gaskraftwerke zu er-
richten. Sie will den Emissionshandel und die CO₂-Bepreisung abschaffen und fordert sogar die Auf-
kündigung des Pariser Klimaabkommens und des europäischen Green Deal. Zum guten Teil fällt das in 
den Bereich der Bundeskompetenzen. 

Dabei beruht ihre Argumentation auf einem fundamentalen Denkfehler. Die AfD sagt sinngemäß: 
Sachsen-Anhalt kann das Weltklima nicht retten, also sollten wir uns lieber an den Klimawandel an-
passen. 

Natürlich kann Sachsen-Anhalt allein das Weltklima nicht retten. Das kann Deutschland allein auch 
nicht. Aber dieses Argument ließe sich auf jedes Land anwenden. Kein einzelner Staat verursacht die 
Mehrheit der weltweiten Treibhausgasemissionen. Würde jeder daraus folgern, dass die eigenen 
Emissionen bedeutungslos seien, könnte gemeinsamer Klimaschutz überhaupt nicht stattfinden. 

Darüber kann und muss über politische Konsequenzen gestritten werden. Aber wissenschaftliche Er-
kenntnisse verschwinden nicht dadurch, dass man sie als „Klimaideologie“ bezeichnet. 

Richtig ist allerdings ein Punkt: Wir brauchen Klimaanpassung. Wir müssen unsere Städte gegen Hitze 
schützen, Wasser besser speichern, Wälder widerstandsfähiger machen und uns gegen Hochwasser 
und Starkregen wappnen. 

Aber Anpassung ist keine Alternative zum Klimaschutz. Je weiter die Erwärmung fortschreitet, desto 
schwieriger und teurer wird die Anpassung. Deshalb sagt auch der Weltklimarat ausdrücklich: Anpas-
sung und die Verringerung der Treibhausgasemissionen müssen Hand in Hand gehen. 
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Natürlich müssen wir über die Kosten der Energiewende sprechen. Wir müssen über Strompreise, 
Versorgungssicherheit, Speicher und Netze sprechen. Wir müssen auch darüber sprechen, wo Wind-
räder und große Solaranlagen sinnvoll sind und wo Natur- und Landschaftsschutz Grenzen setzen. 

Aber daraus folgt nicht, den Klimaschutz aufzugeben. 

Die Aufgabe besteht darin, Klimaschutz so zu organisieren, dass er vernünftig und sozial gerecht ist. 

Denn eine Politik, die sich nur noch an die Folgen des Klimawandels anpassen will, während sie 
gleichzeitig Kohle und Gas länger nutzen und den Ausbau erneuerbarer Energien stoppen möchte, 
löst das Problem nicht. Sie verschiebt es in die Zukunft. 

 

11. Was tun? – Vier Versuche für Antworten 

Erstens: Die AfD mobilisiert Protest, und dass ist ein Kennzeichen von Demokratie. Aber dieser Pro-
test richtet sich nicht auf eine aktive Bürgergesellschaft, sondern eine passive Vetogesellschaft. 

Deshalb sind ihre Kritikpunkte nicht rundweg falsch. Ihre Lösungsangebote sind es. Der Staatsrechtler 
Alexander Thiele rückt in seinem letzten Buch "Rechtspopulismus und der demokratische Verfas-
sungsstaat" drei "Kriterien" für eine als "legitim" akzeptierte demokratische Ordnung in den Mittel-
punkt. 

• Der Staat ermöglicht ausreichend Teilhabe an der Herrschaft. 

• Die Herrschaft ist begrenzt. 

• Die Ordnung ist ausreichend leistungsfähig. 

Bei allen drei Kriterien sieht Thiele "Angriffsflächen" und "Defizite", die rechtspopulistische Parteien 
ausnutzen. "Das politische System (die Eliten) lasse den Bürger nicht angemessen mitspielen, sei im-
mer wieder übergriffig und kriege es einfach nicht auf die Reihe", fasst Thiele die Argumentation der 
AfD zusammen. Ich denke, wir müssen diese Kritiken nicht relativieren, sondern anerkennen. Unser 
Ziel sollte es sein, unsere repräsentative Demokratie durch mehr Einbeziehung und Mitbestimmung 
der BürgerInnen, unterstützt durch Sachkunde, zu verlebendigen. 

Zweitens: Die Kritiken der AfD und ihr Programm sind ja nur Aufhänger für ein halluzinatorisches Ima-
ginäres. Die deutsche Gesellschaft soll durch klare Hierarchien, klare Geschlechterrollen, klare Gesell-
schaftsbilder, allgemein geteilte autoritäre Normen und klare Weltbilder Sicherheit durch Abgren-
zung, Ausgrenzung und Abwertung bieten. 

Dieses Imaginäre bedient sich Metaphern wie "unser Land", "unsere Kultur", "unsere Familien", "un-
sere Frauen", "unser christlich-jüdisches Abendland" (welch ein Hohn angesichts christlichen Antiju-
daismus spätestens seit Luther). Die Philosophin Eva von Redeker bezeichnet diese Figuren als Be-
griffe eines Phantombesitzes, denn das ganze Land, Frauen, Kultur und Familien kann man nicht wirk-
lich "besitzen." Aber diese Imaginationen verschaffen Gewissheiten, die die Welt nicht wahrnehmen, 
wie sie ist, sondern wie sie nützt.1 Die Hirnforschung nennt das: kontrollierte Halluzination. 

Dahinter stehen Verlust-, Kontrollverlust und Statusängste. Ängste haben wir alle. Aber wie wir mit 
ihnen umgehen, dass unterscheidet uns. Es gibt bekanntlich drei Reaktionen, wie man mit Ängsten 
umgehen kann: Flucht, Erstarren oder Angriff. Mir scheint, dass die AfD Flucht aus der Wirklichkeit 
mit dem Angriff auf imaginäre Gefahren und einer erstarrten Phantasiewelt einer heilen deutscher 
Normalität verknüpft. 

Drittens: Aber: Die Abqualifizierung von Ängsten als "falsch und irrational" ist kontraproduktiv, weil 
sie subjektiv ja immer als wahr empfunden werden.2 

 
1 Nicola Sahhar, Wovor uns kein Bunker schützt, "Freitag" vom 6. August 2026, S. 15 
2 Vgl. Frank Biess, Republik der Angst – eine andere Geschichte der Bundesrepublik, Reinbek b. Hmbg. 
2019, S. 433 
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Diese Ängste "von rechts" lassen sich nicht dadurch eindämmen, dass man Vertrauen in die Institutio-
nen fordert, die ja gerade als Ursache und Anlass des Protestes und der Wut ausgemacht werden. Es 
gibt zwei Ressourcen für die Eindämmung des Rechtspopulismus: Vertrauen und Empathie.3 Ver-
trauen kann man nicht erzwingen. Es stellt sich ein, wenn Versprechen eingehalten werden, wenn 
eine Kommune funktioniert, wenn ein Staat seine Schutzverpflichtung für eine hinreichende Daseins-
vorsorge einlöst und wenn Demokratie lebt, weil Betroffene zu Beteiligten gemacht werden und be-
hutsam da abgeholt werden, wo sie stehen – das meint auch Mitgefühl mit Menschen, deren Ord-
nungsvorstellungen nicht unsere sind und denen ihre alte Welt abhandengekommen ist. 

Viertens und letztens: In Abwandelung eines Zitates von Hannah Arendt: "Wenn wir als rot-grün an-
gegriffen werden, dann verteidigen wir uns als rot-grün!". Wir verstehen Demokratie als offenen Pro-
zess, in dem Bürger ihre Institutionen immer wieder neu hinterfragen und gestalten. Wir wollen keine 
Ordnung, die sich ausschließlich auf Nation, Tradition oder kulturelle Kontinuität stützt. Wir wollen 
die fortwährende demokratische Selbstorganisation der Gesellschaft und Minderheiten beteiligen 
und schützen. Wir wollen nicht auf die Freiheiten verzichten, die wir uns in den letzten Jahrzehnten 
erkämpft haben: angefangen von einem anderen freien, liebevollen Verhältnis zu unserer Mitwelt, zu 
unseren Liebsten, zu den Lieben anderer, zu unseren Kindern, zu unseren Mitmenschen.  Und damit 
stehen wir in der langen Reihe von Freiheitsbewegungen in Deutschland, auch und nicht zuletzt in 
Solidarität mit den Bürgerrevolutionären in der DDR des Oktober1989. Wir wollen mehr davon! 

Und das tut allen gut – und nicht das Trugbild eines "Deutschland – aber normal!".   

 

 
3 A.a.O., S. 457 


